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Zusammenfassung
Das neue Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) des
Bundes sieht länderscharfe Flächenziele für Windgebiete vor,
legt Zeitpunkte für die Zielerreichung fest und normiert Sank-
tionen für den Fall, dass die geforderten Flächen nicht recht-
zeitig planerisch bereitgestellt werden. Für die Energiewende
und somit für einen wichtigen Aspekt der Transformation
hin zur Klimaneutralität wird die räumliche Planung deutlich
in Verantwortung genommen. Der veränderte Rechtsrahmen
stellt mit seinen außerhalb von Raumordnungsplänen defi-
nierten Flächenzielen eine gravierende Veränderung für die
Raumordnung dar. Dieser Beitrag analysiert die Umsetzung
des Windenergieflächenbedarfsgesetzes mithilfe einer qua-
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litativen Expertenbefragung sowie einer Dokumentenanalyse
und nimmt eine planungstheoretische Einordnung vor. Die
Analyse zeigt, dass die zeitlichen und flächenbezogenen Ziele
des Gesetzes zumindest bislang weitgehend stringent in den
Ländern und Planungsregionen umgesetzt werden. Zugleich
erscheint der Prozess als in skalarer Hinsicht agonistisch, weil
es zu Konflikten in den Planungsregionen vor dem Hinter-
grund der klaren Zielsetzungen des Bundes kommen kann.
Der Steuerungsansatz des Gesetzes legt die Frage nahe, ob
künftig auch für andere Handlungsfelder der Nachhaltigkeits-
transformation extern und ,top-down‘ fachgesetzliche Ziele
vorgegeben werden sollten – und welche Folgen dies für das
Selbstverständnis der Raumordnung als integrierender, koor-
dinierender und abwägender Planung hat.

Schlüsselwörter: Regionalplanung � Ziele � Windenergie �

Transformation � Planungstheorie

A milestone on the way to transformation
planning? The implementation of land use
planning goals under the Wind Energy Land
Requirements Act in regional planning practice

Abstract
The new Wind Energy Area Requirements Act (WindBG) of the
German federal government provides state-specific land use
goals for wind areas, sets deadlines for achieving the goals
and establishes sanctions in the case that the required areas
are not made available in a timely manner. Spatial planning is
clearly being made responsible for the energy transition and
thus for an important aspect of the transformation towards
climate neutrality. The changed legal framework, with its land

428 Raumforschung und Raumordnung | Spatial Research and Planning � (2025) 83/6: 428–444

https://doi.org/10.14512/rur.3077
http://orcid.org/0000-0003-0538-3840


Meilenstein auf dem Weg zu einer Transformationsplanung? Die Umsetzung der Flächenziele nach ...

use goals defined outside of formal spatial development plans,
represents a significant change for spatial planning. This pa-
per analyses the implementation of the Wind Energy Area Re-
quirements Act with the help of a qualitative expert survey and
a document analysis and presents a discussion in the field of
planning theory. The study shows that the temporal and area-
related goals of the Act have been implemented stringently in
the federal states and planning regions, at least to date. At the
same time, the process appears to be agonistic in scalar terms
because conflicts can arise in the planning regions against the
background of the clear objectives of the federal government.
The steering approach of the Act raises the question of whether
external and “top-down” sectoral targets should also be set for
other fields of action of the sustainability transformation in fu-
ture – and what consequences this has for the self-image of
spatial planning as integrating, coordinating and weighing up
planning.

Keywords: Regional planning � Planning goals � Wind
energy � Transformation � Planning theory

1 Einführung
Durch die energiepolitischen Folgen des russischen Über-
falls auf die Ukraine wurde die Dringlichkeit der Energie-
wende erhöht. Bereits Ende 2021 räumte die Bundesregie-
rung der Beschleunigung dieses gesamtgesellschaftlichen
Vorhabens besondere Priorität ein. Zügig verabschiedete
der Bundestag 2022 neue Gesetze und Gesetzesänderungen,
insbesondere in den „Oster- und Sommer-Paketen“, um die
Planung und Errichtung von Anlagen zur Erzeugung erneu-
erbarer Energien zu beschleunigen. Von besonderer Bedeu-
tung für die räumliche Planung ist das sogenannte Wind-
an-Land-Gesetz, ein Artikelgesetz, mit dem auch das Wind-
energieflächenbedarfsgesetz (WindBG)1 eingeführt wurde.
Mit der Novellierung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
(EEG)2 liegen nun zudem Errichtung und Betrieb von An-
lagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien „im überragen-
den öffentlichen Interesse“ (§ 2 S. 1 EEG). Deswegen sollen
die erneuerbaren Energien „als vorrangiger Belang in die
[...] Schutzgüterabwägungen eingebracht werden“ (§ 2 S.
2 EEG). Das neue Windenergieflächenbedarfsgesetz sieht
zudem erstmalig länderscharfe Flächenziele vor, legt Zeit-

1 Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) vom 20. Juli 2022
(BGBl. I S. 1353), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 8.
Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 151) geändert worden ist.
2 Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S.
1066), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 21. Februar 2025
(BGBl. 2025 I Nr. 52) geändert worden ist.

punkte für die Zielerreichung fest und normiert Sanktionen
für den Fall, dass die geforderten Flächen nicht rechtzeitig
planerisch bereitgestellt werden. Für die Energiewende und
somit für einen wichtigen Aspekt der Transformation hin zu
einer klimaneutralen Wirtschaft und Gesellschaft wird da-
mit die räumliche Planung sehr deutlich in Verantwortung
genommen.

Der veränderte Rechtsrahmen stellt mit seinen außerhalb
von Raumordnungsplänen definierten Flächenzielen eine
gravierende Veränderung für die Raumordnung dar (Gri-
goleit 2024), denn erstmals wird durch ein Bundesgesetz
eine konkrete Flächenvorgabe für eine Raumnutzung ver-
bindlich, die zudem noch von allen Ländern mit klaren Zeit-
vorgaben landesrechtlich umzusetzen ist. Regionalplanung
wird – über den Umweg raumordnungsextern definierter
Ziele – zu einem Handlungsfeld der Transformation. Was
dies für planungspraktische und planungstheoretische Im-
plikationen hat, soll mit diesem Beitrag erörtert werden.

Der Beitrag zielt auf eine planungswissenschaftliche Re-
flexion der mit dem Windenergieflächenbedarfsgesetz an-
gestoßenen Veränderungen in der Regionalplanung und auf
die Frage, inwieweit von der dabei veränderten Rolle von
Zielen und dem erfolgenden Zusammenwirken der Steue-
rungsebenen Rückschlüsse auf eine künftige Ausgestaltung
der Raumordnung als räumlicher Transformationsplanung
gezogen werden können. Unter „Transformationsplanung“
verstehen wir mit Mölders (2022) eine Planung, der es
obliegt, notwendige Transformationsprozesse zu identifi-
zieren, Ausgangslagen zu analysieren sowie planerische
Schritte zu koordinieren und dafür im Sinne eines gestal-
tenden Staates die ihm zur Verfügung stehenden formellen
Instrumente der Planung zu nutzen. Ein solches Verständnis
von Raumordnung als Transformationsplanung3 orientiert
sich an ,starker Nachhaltigkeit‘ (Bosselmann 2016) für eine
„Große Transformation“ (WBGU 2011), also der Transfor-
mation zu einer postfossilen Gesellschaft (WBGU 2011) un-
ter Erhalt nicht substituierbaren Naturkapitals (Ott/Döring
2011). Handlungsfelder einer transformationsorientierten
Raumordnung umfassen die räumliche Ausgestaltung der
Energiewende, die Sicherung von Flächen für natürlichen
Klimaschutz, die konsequente Verknüpfung von Siedlungs-
und Verkehrsentwicklung, die Reduzierung der Flächenin-
anspruchnahme auf Kosten des Freiraums sowie weitere
Felder.

Dabei geht es insbesondere um die planungssystemati-
sche Neuerung, dass der Bund über ein Fachgesetz räum-
lich und zeitlich konkretisierte Flächenziele – 2% der Flä-

3 Vgl. im Übrigen zur aktuellen Diskussion, Raumordnung als eine
Transformationsplanung weiterzuentwickeln ARL (2021), Hofmeis-
ter/Warner/Ott (2021), ARL (2024a), Danielzyk/Priebs (2024).
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che Deutschlands für die Produktion von Windenergie – mit
Flächenbeitragswerten für die einzelnen Bundesländer fest-
gelegt hat (Mitschang 2023; Rheinschmitt/Köck 2023; ARL
2024b). Wir gehen davon aus, dass diese Veränderung des
Rechtsrahmens und der Rolle von Zielen nicht nur Konse-
quenzen für die Planungspraxis, sondern auch für das pla-
nungstheoretische Verständnis der Raumordnung auf dem
Weg zu einer möglichen Transformationsplanung hat.

Der Beitrag befasst sich mit dieser Problemstellung in
folgenden Schritten: Erstens wird der vollzogene Wandel
in den gesetzlichen Rahmenbedingungen vorgestellt (Kapi-
tel 2). Zweitens wird in Kapitel 3 in planungstheoretischer
Hinsicht die Rolle von „Zielen“ erörtert, woraus Analy-
sedimensionen abgeleitet werden. Kapitel 4 erläutert die
Untersuchungsmethodik. Anschließend werden die Ergeb-
nisse der Analyse zu Dokumenten und Befragungsergeb-
nissen aus den Planungsregionen zur planungspraktischen
Umsetzung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes vorge-
stellt (Kapitel 5) und diskutiert (Kapitel 6). Abschließend
wird erörtert, ob eine Transformationsplanung fachgesetz-
lich gesetzter Ziele bedarf und was dies in planungstheore-
tischer Hinsicht bedeutet (Kapitel 7). Der Beitrag verbindet
damit aktuelle empirische Ergebnisse und planungsprakti-
sche Erörterungen in einem spezifischen Transformations-
feld mit planungstheoretischen Einordnungen zur Weiterent-
wicklung der räumlichen Planung.

2 Ausgangspunkt: Die veränderten
gesetzlichen Rahmenbedingungen

Für die Planung und Sicherung von Gebieten für die Erzeu-
gung von Windenergie gelten seit dem 1. Februar 2023 bun-
desweit grundsätzlich veränderte rechtliche Rahmenbedin-
gungen. Zu diesem Zeitpunkt trat das Windenergieflächen-
bedarfsgesetz in Kraft (vgl. Kment 2022; Scheidler 2022;
Raschke 2024). Bis 2032 sind demnach 2% des Bundesge-
biets für die Windenergieerzeugung planerisch zu sichern,
in den einzelnen Flächenländern zwischen 1,8% (z. B. Bay-
ern) und 2,2% (z. B. Niedersachsen). Für die drei Stadt-
staaten legt das Windenergieflächenbedarfsgesetz jeweils
einen Wert von 0,5% fest. Flankierend führt das Wind-an-
Land-Gesetz zum Teil weitgehende Änderungen des Bau-
gesetzbuchs4 ein. Diese sind für die Raumordnung ebenso
von Bedeutung wie wichtige Änderungen des Bundesnatur-

4 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert
worden ist.

schutzgesetzes5, so zur Errichtung von Windenergieanlagen
in Landschaftsschutzgebieten (Schmidt 2023).

Fachliche Grundlage für die Flächenziele nach Bundes-
ländern – die sogenannten Flächenbeitragswerte – ist eine
bundesweite Untersuchung zu den Windflächenpotenzialen.
Für alle Länder bestimmt das Windenergieflächenbedarfs-
gesetz zudem Zwischenziele, die bis Ende 2027 zu errei-
chen sind. Im Gesetz ist auch geregelt, welche Flächen als
„Windenergiegebiete“ angerechnet werden können und wie
beispielsweise mit ausgewiesenen Flächen umzugehen ist,
bei denen gemäß dem zugrunde liegenden Raumordnungs-
bzw. Bauleitplan nicht nur der Mastfuß, sondern auch die
Rotorfläche innerhalb der Abgrenzung der Konzentrations-
zone liegen muss (Rotor-in-Flächen). Die gesetzlichen Klar-
stellungen zu den Windenergiegebieten sind hilfreich, weil
sich viele Gerichte in der Vergangenheit mit derart kleintei-
ligen Fragen befassen mussten.

Die Änderung der Rechtslage war im Sinne einer Pla-
nungsbeschleunigung überfällig, weil im letzten Jahrzehnt
die Flächenplanung für Windenergieanlagen immer lang-
wieriger geworden war. Zu den Gründen hierfür zählen die
hohen Anforderungen an die planerische Ableitung und Be-
gründung von neuen Windenergiestandorten, das Erforder-
nis der Einbeziehung artenschutzrechtlicher Fragestellun-
gen, die hohe Zahl an zu bearbeitenden und abzuwägen-
den Stellungnahmen zu Planentwürfen, die Notwendigkeit
erneuter Beteiligungen und nicht zuletzt eine hohe Zahl an
Klagen gegen Windenergieplanungen und eine daraus resul-
tierende sehr umfangreiche Rechtsprechung (Bovet 2015;
Gailing/Overwien/Plehn et al. 2021).

Das neue Windenergieflächenbedarfsgesetz setzt an ei-
nem der wichtigsten Gründe für komplizierte und damit zeit-
intensive Planungen an, nämlich der Begründung geeigneter
Standorte. Bislang mussten im Zuge der Konzentrations-
zonenplanung intensive flächendeckende Untersuchungen
angestellt werden, weil außerhalb dieser Konzentrations-
flächen raumbedeutsame Windenergieanlagen regelmäßig
unzulässig waren (§35 Abs. 3 S. 3 BauGB). Weil die Wind-
energie nach altem Recht im gesamten Außenbereich zu
den privilegierten Vorhaben gehörte, also im Grundsatz
ein Genehmigungsanspruch für Windenergieanlagen be-
stand, haben die Verwaltungsgerichte bei der Überprüfung
von Regional- und Bauleitplänen hohe Ansprüche an die
Beschränkung dieser Privilegierung auf Eignungsgebiete
(sogenannte Konzentrationszonenplanung) gestellt. Gerade

5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S.
2542), das zuletzt durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist.
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ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts6 erzwang tief-
greifende Veränderungen in der Planungsmethodik. Den
Aufwand für Konzentrationszonenplanungen und deren
Fehleranfälligkeit vergrößerten sich erheblich. Besonders
die vom Bundesverwaltungsgericht betonte Unterscheidung
zwischen „harten“ und „weichen“ Tabuzonen, das heißt
von Flächen, auf denen die Ausweisung neuer Standorte für
Windenergieanlagen aus faktischen bzw. rechtlichen Grün-
den („hart“) bzw. durch den Plangeber („weich“) pauschal
ausgeschlossen wurden, erwies sich in der Praxis als her-
ausfordernd. Durch die Komplexität der Rechtslage und die
Flut der folgenden Urteile von Oberverwaltungsgerichten,
mit denen zahlreiche Regionalpläne zur Windenergiepla-
nung für unwirksam erklärt wurden, war selbst eine Reihe
leistungsfähiger Planungsinstitutionen nicht mehr dazu in
der Lage, rechtssichere Pläne aufzustellen.

Die neue Rechtslage soll zu einer Vereinfachung der
Planerstellung beitragen: An die Stelle einer begründungs-
aufwendigen Ausschlussplanung tritt eine vergleichsweise
einfachere ,Positivplanung‘. Zu begründen ist damit künftig
nicht mehr in erster Linie, warum bestimmte Teile eines Pla-
nungsraums nicht für die Windenergienutzung bereitgestellt
werden, sondern ,nur‘ die Auswahl der Gebiete, die für die
Windenergienutzung festgelegt werden sollen. Gleichwohl
bleibt eine starke Steuerungswirkung erhalten: Erreicht der
Plangeber das landesseitig vorgegebene Flächenziel, entfällt
außerhalb der festgelegten Windenergiegebiete die Privile-
gierung der Windenergienutzung nach §35 Abs. 1 BauGB.
Stattdessen sind dort Windenergieanlagen im Außenbereich
künftig nur noch nach §35 Abs. 2 BauGB im Einzelfall
zulässig. Da die frühere Konzentrationszonenplanung nicht
mehr möglich ist, wurde die Kategorie der Eignungsgebiete
aus dem Raumordnungsgesetz (ROG)7 gestrichen.

Seit Inkrafttreten des Windenergieflächenbedarfsgeset-
zes setzen die Flächenländer die ihnen zugewiesenen Flä-
chenbeitragswerte in Teilflächenziele für ihre Planungsre-
gionen um. Hervorzuheben ist, dass alle Flächenländer, die
über die Ebene der Regionalplanung verfügen, diese auch
als Umsetzungsebene für die neuen Flächenziele gewählt
haben. Im Ergebnis haben die jüngsten Gesetzespakete
die Kräfteverhältnisse deutlich zugunsten der Windenergie
verändert: So wurde das Repowering bestehender Anlagen
erleichtert, der Landschaftsschutz zurückgedrängt, die Um-
setzung des Artenschutzes begrenzt. Vor allem aber wur-
den mit dem Windenergieflächenbedarfsgesetz erstmalig

6 BVerwG 4 CN 1.11, Urteil vom 13. Dezember 2012; https://www.
bverwg.de/131212U4CN1.11.0 (02.06.2025).
7 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S.
2986), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2023
(BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert worden ist.

bundesweit verbindliche Flächenziele für die Windenergie-
nutzung festgelegt.

3 Ziele in planungstheoretischen
Debatten

Um den zuvor vorgestellten Ansatz einer Steuerung durch
Flächenziele planungstheoretisch einordnen zu können,
wird im Folgenden zunächst aufgezeigt, welche Rolle Ziele
in verschiedenen planungstheoretischen Debatten spielen,
wobei wir auf ausgewählte Perspektiven zurückgreifen, die
sich im Rahmen von Entwicklungslinien in historischen
Phasen oder Schichten (vgl. Wiechmann 2019; Levin-
Keitel/Behrend 2022) ergeben haben. Über das rationalis-
tische Planungsmodell kommen wir zu den Perspektiven
kommunikativer Planung, das sich hierzu in Opposition
entwickelt hat, sowie zur agonistischem Planung als einem
jüngeren Zweig der planungstheoretischen Debatte. Bei der
Auswahl der planungstheoretischen Perspektiven gehen wir
selektiv vor, was freilich nicht bedeutet, dass Ziele nicht
auch in anderen planungstheoretischen Debatten von Rele-
vanz gewesen wären. Zu nennen wären hier beispielsweise
die Interpretation von Zielen als formellen Institutionen
im Rahmen institutionalistischer Planungsforschung (Gai-
ling 2014), die Bedeutung von Zielen für Strategien in
der strategischen Planung (Kühn 2008) oder die Einbet-
tung von Zielen sowohl in formelle Handlungskontexte
der Planung als auch ihre Wurzeln in kulturellen sowie
gesellschaftlichen Normen und Werten in planungskultu-
rellen Forschungsansätzen (Othengrafen/Reimer/Danielzyk
2019).

Planung als Entscheidungs- und Handlungssystem zu in-
terpretieren, das auf der Grundlage der Anwendung wis-
senschaftlichen Wissens Probleme löst, wird gemeinhin als
rationalistisch bezeichnet (Allmendinger 2017: 253). Bei
diesem Ansatz spielen Ziele eine fundamentale Rolle. So
hat Faludi (1973: 89) auf den Punkt gebracht, dass in einem
rationalen Prozess Zielen eine wesentliche Scharnierfunkti-
on zwischen Problemdefinitionen und den entsprechenden
Programmen zur Zielerreichung zukommt. Lineare Model-
le von Planung als systematischem rationalem Prozess (vgl.
Rydin 2021: 20–21; Fürst 2018: 1712–1723) sind ohne Zie-
le nicht vorstellbar, denn ohne ihre Festlegung kann eine
Analyse der Ist-Situation nicht zu einer Bestimmung des
Änderungsbedarfs, zu einer Bewertung alternativer Hand-
lungsoptionen und letztlich auch nicht zu einer Planimple-
mentation führen. Ziele zu artikulieren und wissenschaft-
lich zu begründen sowie objektive Kriterien für die Pro-
blemlösung zu entwickeln, war bedeutsam für den „ratio-
nal comprehensive approach“ (Allmendinger 2017: 253).
Für die sogenannte Hochphase der Entwicklungsplanung in
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Deutschland in den 1960er- und 1970er-Jahren (vgl. Blote-
vogel 2011) war ein solches Planungs- und Zielverständnis
konstitutiv.

Dieses Verständnis ist aber bis heute in anderer Weise
durchaus relevant für das juristische Zielverständnis in der
Raumordnung (Hoppe/Bönker/Grotefels 2024: 91). „Ziele“
der Raumordnung können ausschließlich in Raumordnungs-
plänen festgelegt werden (§3 Abs. 1 Nr. 2 ROG). Sie sind
– etwa im Unterschied zu den nur zu berücksichtigenden
„Grundsätzen der Raumordnung“ – gemäß §1 Abs. 1 S. 1
ROG zwingend zu beachten. Die Ziele der Raumordnung
müssen sachlich und räumlich bestimmt sein und müssen
vom jeweiligen Träger der Regionalplanung abschließend
abgewogen sein. Ziele der Raumordnung sind Resultate von
Planungsprozessen, die einen rationalen Anspruch haben.

Ziele erscheinen im rationalistischen Planungsmodell als
Ergebnis rationaler Problemdefinitionen und wissenschaft-
lichen Wissens; sie sollen objektiv ableitbar sein und be-
schreiben anzustrebende Zustände möglichst objektiv (Le-
vin-Keitel/Behrend 2022: 91). Das Heranziehen quantifi-
zierbaren Wissens über Flächenverteilungen, Bevölkerungs-
prognosen oder Dichtewerte ist ein Wesenskern so verstan-
dener räumlicher Planung. Die Kritik an der ,Objektivie-
rung‘ konflikthafter gesellschaftlicher Situationen mit wi-
dersprüchlichen Interessen, vielfältigen Stakeholdern, un-
gleichen Machtpositionen und fragmentierten sozialen La-
gen sowie die Infragestellung eines ,ideologischen‘ Gemein-
wohlbegriffs rückten die immer auch mit Planung verbun-
denen Aushandlungsprozesse in den 1990er-Jahren in den
Fokus des planungstheoretischen Interesses. Ein „kommu-
nikatives“ bzw. „kollaboratives“ Planungsverständnis etwa
im Sinne von Healey (1992) setzt auf den Diskurs, in dem
die „Macht des besseren Argumentes“ gilt und idealerweise
zum Konsens führen sollte (Wiechmann 2018: 1777). Pla-
nung versteht sich hier eher als konsensorientierte Mode-
ration, „die inklusive und partizipative Formen kollektiven
Handelns unterstützt“ (Wiechmann 2018: 1778). Dies ging
auch mit der Einsicht einher, dass kein objektives Wissen
und damit auch keine objektiven Ziele der Planung zur Ver-
fügung stünden (Allmendinger 2017: 43). Dass der Formu-
lierung von oben genannten Zielen der Raumordnung und
den entsprechenden Abwägungsverfahren mittlerweile um-
fangreiche Beteiligungsverfahren vorgeschaltet sind, kann
also auch als Ergebnis eines kommunikativen Planungsver-
ständnisses gesehen werden.

Angelehnt an die Kritik von Mouffe (2013) an delibera-
tiver Demokratie deutet agonistische Planungstheorie Kon-
flikte als eine grundlegende und auch potenziell produk-
tive (Pløger 2004) Voraussetzung für erfolgreiche planeri-
sche Prozesse, weil die Ko-Existenz unterschiedlicher Po-
sitionen nicht als zu überwindendes Problem, sondern als
grundlegende Daseinsbedingung akzeptiert wird, die erst re-

spektgeleitete demokratische Verfahren ermögliche (Bäck-
lund/Mäntysalo 2010; Rydin 2021). Ziele spielen in dieser
jüngsten planungstheoretischen Debatte eine Rolle, weil hin-
ter den unterschiedlichen Positionen, die in Konflikten auf-
einanderprallen, jeweils divergierende Ziele stehen (Hesse/
Kühn 2023b). Allerdings ist formelle räumliche Planung da-
rauf angewiesen, dass es zu rechtssicheren Vereinbarungen
kommt, sodass agonistische Momente zwar im Planungspro-
zess entstehen können und sollen, aber kaum das Planungs-
ergebnis selbst darstellen sollten. Agonistische Momente
entstehen in Beteiligungsprozessen, sie sind aber auch den
etablierten Methoden der planerischen Abwägung imma-
nent, bei denen oftmals konfligierende Belange aufeinan-
derprallen. Auch die Möglichkeiten, Konflikte um einmal
festgelegte Planungsziele vor Verwaltungsgerichten auszu-
tragen, können als agonistische Ansätze verstanden werden
(Durner 2023). In einer solchen Perspektive kann man dann
zwei Formen agonistischer Momente in der Planung diffe-
renzieren: zum einen die Artikulationen der Vielfalt an kon-
fligierenden Positionen und Belangen, die während einer
Planaufstellung eingebracht werden und zum anderen die
Auseinandersetzungen um Planinhalte selbst – oder auch
um gesetzliche Vorgaben, die eine rahmensetzende Funkti-
on für Planinhalte haben können.

Der zuvor vorgestellte geänderte Rechtsrahmen (vgl. Ka-
pitel 2) für einen deutlich beschleunigten Ausbau erneu-
erbarer Energien und die mit den klaren bundesrechtlich
vorgegebenen Flächenzielen verbundenen Anforderungen
an die Planungsträger können planungstheoretisch folgen-
dermaßen interpretiert werden: Erstens handelt es sich um
einen neuartigen Anwendungsfall rationaler Planungsansät-
ze, denn hier werden klare und verbindliche Ziele, die ra-
tional abgeleitet wurden und insgesamt der Erfüllung über-
geordneter Klimaschutzziele dienen, zur Grundlage räum-
licher Planung gemacht. Die Flächenziele entstehen nicht
in einer komplizierten Abwägung zwischen verschiedenen
Belangen, sondern sind aus bundesweit verfügbaren Geo-
fachdaten abgeleitet und erscheinen insoweit als ,top-down‘
gemachte ,rationale‘ Vorgaben. Als solche werden sie aber
zweitens zugleich zu einem streitbaren Inhalt von Prozessen
der Regionalplanung und damit zu einem Treiber agonisti-
scher Momente – in diesem Fall vom Bundesgesetzgeber
ausgehend, wobei den regionalen Planungsbehörden eine
Rolle in der Umsetzung der außerhalb der Raumordnung
definierten bundesgesetzlichen Ziele zukommt.

Dies kann dann zwar auch in kommunikative Planungs-
prozesse eingebettet werden; uns erscheinen aber in die-
sem Vorgehen wieder Merkmale rationaler Planung und
einer auf rationalen Argumenten fußenden möglichen ago-
nistischen Planung dominant zu werden. Der empirische
Fall der Umsetzung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes
durch die Regionalplanung in den Bundesländern erweitert

432 Raumforschung und Raumordnung | Spatial Research and Planning � (2025) 83/6: 428–444



Meilenstein auf dem Weg zu einer Transformationsplanung? Die Umsetzung der Flächenziele nach ...

damit die Debatten um agonistische Planung in Deutsch-
land, die sich bislang auf räumlich eingeschränkte Beispie-
le wie Großprojekte (Thaa 2013; Kühn 2023) fokussiert,
bei denen Konflikte naturgemäß besonders deutlich zu Ta-
ge treten. Die Umsetzung des Windenergieflächenbedarfs-
gesetzes führt flächendeckend – und nicht nur in einzelnen
räumlich begrenzten Konfliktfällen – zu Situationen, die
Merkmale einer agonistischen Planung aufweisen können.
Das kann zudem noch als ,skalarer Agonismus‘ interpretiert
werden, weil hier der Bundesgesetzgeber mit seinen klaren
aus seinen Klimaschutz- und Transformationszielen abge-
leiteten Flächenzielen und den entsprechenden deutlichen
Regelungen in Windenergieflächenbedarfsgesetz und Bau-
gesetzbuch eine Position bezieht, die Konflikte im Mehrebe-
nensystem einkalkuliert. Er verlässt sich im Interesse eines
massiven und stark beschleunigten Ausbaus erneuerbarer
Energien nicht auf dezentrale Konsensfindungen, sondern
auf eine zielorientierte Planungsbeschleunigung.

Aus dieser Situationsbeschreibung lässt sich die These
ableiten, dass der Bundesgesetzgeber im Hinblick auf einen
schnellen Ausbau der Stromproduktion aus Windkraft ein
neuartiges, ,top-down‘-orientiertes Vorgehen einer rationa-
len normativ ausgerichteten Planung präferiert, um überge-
ordnete Klimaschutzziele schneller realisieren zu können.
In der in Kapitel 5 dokumentierten Analyse stehen die fol-
genden Dimensionen im Mittelpunkt, die auch zur Binnen-
strukturierung des Kapitels herangezogen wurden:

– das Zielregime selbst und seine rechtlichen Umsetzungs-
wege im föderalen Mehrebenensystem,

– die Auswirkungen des Zielregimes auf die regionale Pla-
nung,

– Aspekte der Planungsbeschleunigung im Kontext des
Zielregimes,

– widerstreitende und gegensätzliche, schwer planbare Ent-
wicklungen und

– Aspekte der Beteiligungsqualität.

4 Methodik
Die empirische Analyse in Kapitel 5 beruht auf mehre-
ren methodischen Schritten. Den Ausgangspunkt bildeten
inhaltliche Diskussionen zur Umsetzung des Windenergie-
flächenbedarfsgesetzes im Informations- und Initiativkreis
(IIK) Regionalplanung8 der Akademie für Raumentwick-
lung in der Leibniz-Gemeinschaft (ARL), in dem Fach-
leute aus Wissenschaft und Praxis transdisziplinär zusam-
menarbeiten. Da deutlich wurde, dass sich bei der prakti-

8 Der IIK Regionalplanung firmiert seit kurzem unter der Bezeich-
nung ARL-Forum Regionalplanung.

schen Umsetzung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes
sowohl bundesweit ähnliche Fragen und Herausforderun-
gen als auch länderspezifische Besonderheiten herauskris-
tallisieren, wurde vereinbart, die bisherigen Erkenntnisse
vergleichend aufzuarbeiten.

In einem ersten Schritt wurden die in der Praxis täti-
gen Mitglieder des IIK Anfang 2024 im Rahmen einer
halbstrukturierten qualitativen schriftlichen Befragung ge-
beten, Verfahrensstände und Einschätzungen zur Umset-
zung des Wind-an-Land-Gesetzes in der Regionalplanung
mitzuteilen. Der Fragebogen umfasste zwölf Fragen zur
Aufnahme und Bewertung der Teilflächenziele, zum Stand
der Regionalplanverfahren sowie zu ersten Erfahrungen
bei (an)laufenden Regionalplanverfahren zur Erreichung
der Teilflächenziele. Die befragten Expertinnen und Ex-
perten sollten die Antworten in eigenen Worten und ohne
Antwortvorgaben formulieren. Anhand der schriftlichen
qualitativen Befragungsergebnisse (im Folgenden: Werk-
stattberichte) aus neun Ländern wurde eine Synopse erstellt
und ausgewertet. Um die Datenbasis zu verbreitern, wurden
Praktikerinnen und Praktiker aus den sechs Ländern, aus
denen noch keine Rückmeldung vorlag, um Mitwirkung an
der schriftlichen Befragung gebeten.9

In einem weiteren Erhebungsschritt wurde eine qualitati-
ve Dokumentenanalyse (vgl. Döring/Bortz 2016: 533–536)
durchgeführt. Erfasst wurden auf den Websites der Regio-
nalplanungsträger bzw. der Landesplanungen die Umset-
zungs- und Planungsstände (Regionalpläne sowie Entwür-
fe für Gesamtfortschreibungen und Änderungen) in den
101 Planungsregionen des Bundesgebietes (ohne die kreis-
freien Städte in Niedersachsen), in denen die Umsetzung
der Vorgaben des Windenergieflächenbedarfsgesetzes auf
der Ebene der Regionalplanung erfolgt (Stand: Oktober
2024). Ergänzend wurden die Länderberichte der Fachagen-
tur Wind und Solar (2024)10 ausgewertet. Bei Unklarheiten
wurden mündliche oder schriftliche Rückfragen bei den je-
weiligen Planungsträgern gestellt. Anschließend wurde über
alle Analyseschritte hinweg eine inhaltsanalytische Auswer-
tung (Mayring/Fenzl 2014) vorgenommen, deren Ergebnis-
se in Kapitel 5 dokumentiert sind.

9 Lediglich das Land Nordrhein-Westfalen konnte in diesem Ana-
lyseschritt nicht berücksichtigt werden.
10 https://www.fachagentur-wind-solar.de/veroeffentlichungen/
laenderinformationen (15.11.2024).
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5 Analyse der Umsetzung der
neuen Bundesziele für die
Windenergienutzung in regionale
Flächenziele und Planungen

Näher betrachtet werden zwei Implementationsschritte: zu-
nächst in Kapitel 5.1 die Umsetzung der bundesseitig vor-
gegebenen Flächenbeitragswerte (nach Ländern) in Teilflä-
chenziele (nach Regionen) und anschließend in Kapitel 5.2
die Umsetzung dieser Teilflächenziele in konkrete Planun-
gen auf Regionsebene. Ergänzend werden in den Kapiteln
5.3 und 5.4 Erleichterungen ebenso wie Herausforderun-
gen bei der Umsetzung der Vorgaben des Windenergieflä-
chenbedarfsgesetzes untersucht. Zudem steht abschließend
in Kapitel 5.5 das vorgegebene Zeitregime in seiner Wir-
kung auf Beteiligungsqualitäten im Fokus der Betrachtung.
Die Struktur dieser Teilkapitel beruht auf den Analysedi-
mensionen aus Kapitel 3.

5.1 Umsetzung der Flächenbeitragswerte in
regionale Flächenziele nach Ländern

Das Windenergieflächenbedarfsgesetz verpflichtete die Län-
der, bis zum 31. Mai 2024 entweder Aufstellungsbeschlüsse
für eigene Windflächenplanungen zu fassen oder alternativ
festzulegen, welchen Beitrag die einzelnen Planungsregio-
nen eines Landes zum Erreichen des landesweiten Flächen-
ziels leisten sollen (§ 3 Abs. 2 WindBG). Dieses erste ,Etap-
penziel‘ ist von den Ländern weitgehend fristgerecht um-
gesetzt worden: Alle Länder haben Planungsbeschlüsse ge-
fasst oder teilräumliche Flächenziele definiert. Am schnells-
ten gelang dieser Schritt in Sachsen (rund 5 Monate), Ba-
den-Württemberg und Brandenburg (jeweils rund 7 Mona-
te); die meiste Zeit benötigten das Saarland und Thüringen
(jeweils rund 24 Monate). Insgesamt vier Länder konnten
das in § 3 Abs. 2 WindBG festgesetzte Datum, gemessen an
dem Anspruch einer rechtswirksamen Festlegung von Teil-
flächenzielen, nicht einhalten, verpassten dieses jedoch nur
um wenige Wochen. Im Mittel benötigten die Länder statt
der vom Bundesgesetzgeber eingeräumten 22,5 Monate nur
rund 16 Monate.

Zu den Ländern, die vergleichsweise viel Zeit für die De-
finition teilräumlicher Flächenziele benötigten, zählen die
Länder mit den kleinsten Planungsräumen – das Saarland,
das sich für die Umsetzung der Flächenvorgaben auf Bau-
leitplanungsebene entschied (in 43 Planungsräumen), und
Niedersachsen, wo die Trägerschaft der Regionalplanung
weitgehend auf Landkreisebene liegt (33 Planungsräume so-
wie außerdem kreisfreie Städte, die formal auch Träger der
Regionalplanung sind). Die einheitliche Übertragung des
Landesziels auf alle Teilräume, wie sie in sieben von drei-

zehn Flächenländern beschlossen wurde, war sicherlich ein
pragmatischer Weg. Die Gründe dieser Entscheidung wer-
den etwa in den Länderberichten von Baden-Württemberg,
Mecklenburg-Vorpommern und Rheinland-Pfalz nicht nä-
her thematisiert (vgl. BMWK 2024). Sicher ist jedoch, dass
damit auch landespolitische Diskussionen darüber vermie-
den wurden, ob dichter besiedelte Regionen ein niedrigeres
Flächenziel erhalten als ländliche Räume. In den Ländern
mit kleinen Planungsregionen bzw. -räumen war dies aber
nicht umsetzbar, weil die Flächenpotenziale der kleinen Teil-
räume zu stark voneinander abweichen. Daher mussten in
Niedersachsen und im Saarland zunächst fachliche Studi-
en erstellt werden (Peters/Herbeck/Hildebrandt et al. 2023;
Dijks/Peters/Herbeck et al. 2024); diese wiederum bildeten
die Grundlage für längere politische Beratungs- und Aus-
handlungsprozesse (vgl. zu Niedersachsen Grotefels/Priebs
2024).

Der Freistaat Bayern wählte den besonders schnell um-
setzbaren Weg, für den im Windenergieflächenbedarfsge-
setz festgelegten ersten Zielzeitpunkt 2027 einen einheitli-
chen Flächenwert von 1,1% für alle 18 Planungsregionen
des Landes vorzugeben. Die studiengestützte Festlegung
von Teilflächenzielen für den Zielzeitpunkt 2032 erfolgt
in einem zweiten Schritt, der zum Zeitpunkt unserer Ana-
lyse noch ausstand (Oktober 2024). Ähnlich verfuhr auch
das Land Rheinland-Pfalz. Die in Bayern und Rheinland-
Pfalz gewählte Vorgehensweise hat den Vorzug, mit gerin-
gem Aufwand vergleichsweise schnell erste Umsetzungszie-
le festzulegen. Sie zwingt die Träger der Regionalplanung
jedoch dazu, die Planungsschritte und -verfahren zweifach
durchzuführen.

Unterschiede zwischen den Ländern ergeben sich nicht
nur hinsichtlich der für die Umsetzung des Windenergie-
flächenbedarfsgesetzes benötigten Zeit, sondern auch hin-
sichtlich der gewählten rechtlichen Umsetzungswege: Zehn
Länder normierten die teilräumlichen Teilflächenziele per
Gesetz – sei es durch ein gänzlich neues Gesetz (z. B. das
„Flächenzielgesetz“ des Landes Brandenburg11) oder durch
Ergänzung eines bestehenden Gesetzes (z. B. das „Klima-
schutz- und Klimawandelanpassungsgesetz“ des Landes Ba-
den-Württemberg12). Drei Länder entschieden sich dafür,
die regionalen Teilflächenziele im Landesentwicklungsplan
festzulegen (Bayern, Nordrhein-Westfalen, Thüringen). In
Schleswig-Holstein wurde die Planungsabsicht zur Ände-

11 Gesetz zur Umsetzung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes
(Brandenburgisches Flächenzielgesetz) vom 2. März 2023. GVBl.
I/2023, Nr. 3, S. 1-2.
12 Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Würt-
temberg (KlimaG BW) vom 7. Februar 2023. Gesetzblatt für Baden-
Württemberg 2023, Nr. 2, S. 26-48 (GBl. 2023, 26).
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rung des Landeswicklungsplans bekannt gemacht und da-
mit die Vorgabe aus § 3 Abs. 2 WindBG erfüllt.

Hervorzuheben ist, dass mehrere Länder die rechtliche
Umsetzung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes nutz-
ten, um die bundesseitig vorgegebene Frist zur Erreichung
der Flächenbeitragswerte – bis zum 31. Dezember 2032 –
zu verkürzen. In Niedersachsen übernimmt das Nieder-
sächsische Windenergieflächenbedarfsgesetz (NWindG)13

zwar die Zeitvorgabe des Bundes (12/2032), gleichzeitig
bestimmt das Niedersächsische Klimagesetz (NKlimaG)14

jedoch, dass auf eine Flächenbereitstellung bereits bis Ende
2026 hingewirkt wird. Ergänzend normierten einige Länder
auch zeitliche Zwischenziele für die Prozesse der Plan-
erstellung. Beispielsweise legt das Landesplanungsgesetz
Baden-Württemberg fest, dass „ein Entwurf der Teilpläne
oder der sonstigen Änderungen eines Regionalplans [...] spä-
testens bis zum 1. Januar 2024 in die Auslegung gebracht
werden [soll]“ (§ 13a LPlG BW).15 In Hessen konnte man
in Bezug auf den ersten Flächenbeitragswert feststellen,
dass das Land bereits die Vorgaben erfüllt. Zwar ergeben
sich insgesamt durch das Zielregime des Windenergieflä-
chenbedarfsgesetzes unterschiedliche Umsetzungspfade,
die generelle Realisierung der Zielumsetzung mit den Mit-
teln der Gesetzgebung oder der Planung wird dadurch aber
nicht eingeschränkt (vgl. zum Überblick Tabelle 1).

5.2 Umsetzung der regionalen Flächenziele in
Planentwürfe

Als besonders wichtiger ,Meilenstein‘ für den Prozess der
Planerstellung kann die erste Beteiligung zum Regional-
planentwurf gemäß § 9 Abs. 2 ROG eingestuft werden: Der
Planungsträger hat zu diesem Zeitpunkt bereits einen voll-
umfänglichen Planentwurf einschließlich Plankarte, Planbe-
gründung und Umweltprüfung erarbeitet und eine Kulisse
konkreter Vorranggebiete für die Windenergienutzung ent-
wickelt. Im Regelfall sind der Erarbeitung des Entwurfs ne-
ben der formellen Behördenbeteiligung gemäß § 9 Abs. 1
ROG bereits informelle Abstimmungsrunden insbesonde-
re mit den Landkreisen und Städten und Gemeinden des

13 Niedersächsisches Gesetz zur Umsetzung des Windenergieflä-
chenbedarfsgesetzes und über Berichtspflichten (Niedersächsi-
sches Windenergieflächenbedarfsgesetz – NWindG) vom 17. April
2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 31- VORIS 28010 -).
14 Niedersächsisches Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes und
zur Minderung der Folgen des Klimawandels (Niedersächsisches
Klimagesetz – NKlimaG) vom 10. Dezember 2020 (Nds. GVBl. S. 464),
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juni 2022 (Nds. GVBl.
S. 388).
15 Landesplanungsgesetz Baden-Württemberg vom 10. Juli 2003,
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. März 2025 (GBl. Nr. 22).

Planungsraums und intensive Vorberatungen in den Fach-
gremien des Regionalplanungsträgers vorausgegangen. Die
im Oktober 2024 durchgeführte Erhebung zum Verfahrens-
stand der Regionalplanaufstellung bzw. -änderung ergibt fol-
genden Sachstand:

Die Träger der Regionalplanung haben unterschiedliche
Verfahrenswege gewählt, um die vorgegebenen Teilflächen-
ziele für die Windenergienutzung zu erfüllen. In der Mehr-
zahl der Fälle erfolgt die Festlegung neuer Vorranggebiete
für die Windenergienutzung in eigenen Änderungs- oder
Teilplanverfahren. Dies erlaubt eine konzentrierte und da-
mit zügige Bearbeitung dieses Planteils. Einzelne Planungs-
träger nutzen jedoch ein bereits angelaufenes Neuaufstel-
lungsverfahren, um in diesem Zuge die Flächenziele für die
Windenergienutzung umzusetzen, so z. B. die Bezirksre-
gierung Arnsberg für den Teilplan Märkischer Kreis/Olpe/
Siegen (Nordrhein-Westfalen) oder der Landkreis Lüneburg
(Niedersachsen).

35 von 101 Planungsträgern hatten im Oktober 2024 be-
reits mindestens eine erste Auslegung ihres Planentwurfs
vorgenommen. Im Mittel haben diese Planungsträger ab
Inkrafttreten des Windenergieflächenbedarfsgesetzes ledig-
lich 19 Monate benötigt, um einen ersten Planentwurf zu
veröffentlichen. Einzelne Entwürfe haben sogar eine erneu-
te Beteiligung durchlaufen und immerhin zwei Planungs-
regionen verfügen bereits über einen genehmigten, neuen
Regelungsteil Windenergie, der das Teilflächenziel 2027 er-
füllt (die Regionen Havelland-Fläming und Uckermark-Bar-
nim in Brandenburg).

Auffällig ist, dass sich die ,schnellen Planungsregionen‘
ungleich über das Bundesgebiet verteilen. Spitzenreiter ist
Baden-Württemberg, wo alle zwölf Planungsregionen, ein-
schließlich der grenzübergreifenden Regionen Donau-Iller
und Rhein-Neckar, in 2024, teilweise sogar schon in 2023,
einen ersten Planentwurf veröffentlichen konnten. Hinter-
grund ist, dass das Land mit den zwölf Regionalverbän-
den eine „Regionale Planungsoffensive“ verabredet hat, um
schon bis 2025 in jeder der zwölf Regionen jeweils 1,8%
ihrer Fläche als Vorranggebiete für die Windkraft plane-
risch zu sichern. Zudem stellte das Land Baden-Württem-
berg jedem der 12 Regionalverbände für drei Jahre rund
200.000 Euro pro Jahr an zusätzlichen Mitteln zur Verfü-
gung (entsprechend zwei vollen Stellen und ergänzenden
Sachmitteln).

Auch Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und
Nordrhein-Westfalen sind weit fortgeschritten, hier hat
jeweils mehr als die Hälfte der Regionalplanungsträger
bereits einen Planentwurf mit neuen Windenergiebieten
veröffentlicht. Im ,Mittelfeld‘ finden sich Niedersachsen (8
von 33), Rheinland-Pfalz (2 von 5) und Bayern (4 von 18).
In den Planungsregionen Sachsen-Anhalts und Sachsens
wurde ein breites Unterrichtungsverfahren nach § 9 Abs. 1

Raumforschung und Raumordnung | Spatial Research and Planning � (2025) 83/6: 428–444 435



L. Gailing et al.

Tabelle 1 Umsetzung der Flächenbeitragswerte in den Bundesländern (Flächenländer)

Land Anzahl der
Planungsräu-
me

regionale Teilflächenziele
für 2027 in % (Spannwei-
te)

regionale Teilflächenziele
für 2032 in % (Spannwei-
te)

Rechtliche
Grundlage

Zeitpunkt der Festlegung der Teilflä-
chenziele bzw. des Aufstellungsbe-
schlusses (FNP/LEP)

Baden-
Württem-
berg

12 1,8 (09.2025) – KlimaG BWa 10.02.2023

Bayern 18 1,1 – LEP
Bayernb

01.06.2023

Branden-
burg

5 1,8 2,2 BbgFzGc 02.03.2023

Hessen 3 1,8 2,2 HEGd 25.03.2024
Mecklen-
burg-Vor-
pommern

4 1,4 2,1 LPlG MVe 13.03.2024

Niedersach-
sen

39 0,01-3,09 0,02-4,0 NWindGf 18.04.2024

Nordrhein-
Westfalen

6 0,5-2,1 (2025) – LEP NRWg 01.05.2024

Rheinland-
Pfalz

4 1,4 2,2 (2030) LWindGGh 13.03.2024

Saarland 43 0-1,9 0-3,5 SFZGi 18.07.2024
Sachsen 4 2,0 – SächsLPlGj 20.12.2022
Sachsen-
Anhalt

5 1,2-1,9 1,6-2,3 LEntwG
LSAk

14.02.2024

Schleswig-
Holsteinm

3 3,0 (2027) – Runderlass 19.12.2023

Thüringen 4 1,4 - 2,5 1,7 - 3,0 LEP
Thüringenl

09.07.2024

a Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg (KlimaG BW) vom 7. Februar 2023, Gesetzblatt für Baden-Würt-
temberg 2023, Nr. 2, S. 26-48 (GBl. 2023, 26).
b Landesentwicklungsprogramm Bayern; Ziffer 6.2.2, Absatz 1 geändert durch § 1 Nr. 18 Verordnung zur Änderung der Verordnung über
das Landesentwicklungsprogramm Bayern, Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 10/2023, S. 213-223.
c Gesetz zur Umsetzung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes (Brandenburgisches Flächenzielgesetz – BbgFzG) vom 2. März 2023.
GVBl. I/2023, Nr. 3, S. 1-2.
d Gesetz zur Änderung des Hessischen Energiegesetzes und der Hessischen Bauordnung vom 22. November 2022. Artikel 1 Nr. 2b (Ände-
rung von § 1 Abs. 3 des Hessischen Energiegesetzes).
e Gesetz über die Raumordnung und Landesplanung des Landes Mecklenburg-Vorpommern – Landesplanungsgesetz, in der Fassung der
Bekanntmachung vom 5. Mai 1998 (GVOBl. M-V S. 503, ber. S. 613), GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 230-1, zuletzt geändert durch Art. 1 ÄndG vom
13.5.2024 (GVOBl. M-V S. 149).
f Gesetz zur Steigerung des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land und von Freiflächen-Photovoltaikanlagen sowie zur Änderung
raumordnungsrechtlicher Vorschriften (Windenergiebeschleunigungsgesetz) vom 17. April 2024 (GVBl. Nds. Nr. 31); Artikel 1: Niedersäch-
sisches Gesetz zur Umsetzung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes und über Berichtspflichten (Niedersächsisches Windenergieflä-
chenbedarfsgesetz – NWindG).
g Anlage (Stand 1. Mai 2024) zur Zweiten Verordnung zur Änderung der Verordnung über den Landesentwicklungsplan NRW vom 9. April
2024.
h Landeswindenergiegebietegesetz Rheinland-Pfalz (LWindGG) vom 18. März 2024 (GVBl. 2024, 53).
i Gesetz zur Förderung des Ausbaus von Erneuerbaren-Energien-Anlagen im Saarland vom 12. Juni 2024, Art. 1: Gesetz zur Umsetzung des
Windenergieflächenbedarfsgesetzes im Saarland (Saarländisches Flächenzielgesetz – SFZG) vom 12. Juni 2024 (Amtsbl. I S. 457).
J Sächsisches Landesplanungsgesetz vom 11. Dezember 2018 (SächsGVBl. S. 706), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12.
Juni 2024 (SächsGVBl. S. 522).
k Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) vom 23. April 2015, zuletzt geändert durch § 1 Zweites ÄndG vom 14. Februar
2024 (GVBl. LSA S. 23).
l Erste Änderung des Landesentwicklungsprogramms (LEP) Thüringen 2025 vom 9. Juli 2024, Gesetz- und Verordnungsblatt für den Frei-
staat Thüringen Nr. 12/2024 vom 30. August 2024.
m Schleswig-Holstein plant eine Gebietsausweisung mit „Rotor-in-Regelung“. Nach Aussage des Runderlasses vom 19. Dezember 2023
entspricht der dem Land zugewiesene Flächenbeitragswert des Windenergieflächenbedarfsgesetzes von 2 Prozent etwa 3 Prozent bei
Rotor-in-Planung.
FNP = Flächennutzungsplan, LEP = Landesentwicklungsprogramm bzw. -plan
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ROG vorgeschaltet, dessen Auswertung und Umsetzung in
Planentwürfe noch nicht abgeschlossen ist.

Vielfach werden die Flächenziele nicht nur erreicht, son-
dern übererfüllt. Für die hier vorgenommene Auswertung
konnten 28 der 35 bisher veröffentlichten neuen Planentwür-
fe ausgewertet werden. Im Mittel sehen sie 2,6% der Fläche
für Vorranggebiete (ohne Höhenbegrenzungen) vor, die in-
soweit im Sinne des § 4 WindBG für die Teilflächenziele an-
rechenbar sind. Das 2027er-Teilflächenziel bzw. der 2027er-
Flächenbeitragswert werden dabei recht deutlich überschrit-
ten – im Mittel um 1,3%. Bei der Bildung dieses Mittel-
werts ist bereits berücksichtigt, dass vier der betrachteten
Regionen Rotor-in-Regelungen vorsehen, sodass deren Vor-
ranggebiete gemäß § 4 Abs. 3 WindBG nur anteilig für die
Zielerfüllung anrechnungsfähig sind. Wie erheblich die Be-
deutung von Rotor-in- und Rotor-out-Regelungen ist, zeigt
sich in Schleswig-Holstein. Dort will das Land an seiner
Rotor-in-Regelung festhalten, was bedeutet, dass statt 2%
immerhin 3% der Landesfläche für Windenergie ausgewie-
sen werden müssen.

Bei der Interpretation dieses Ergebnisses ist Zurückhal-
tung geboten. Zum einen ist zu berücksichtigen, dass meh-
rere der betrachteten 28 Planentwürfe bereits das finale Teil-
flächenziel (12/2032) umsetzen. Dies erklärt das teilweise
deutliche Übertreffen der Zwischenziele (12/2027). Zum an-
deren ist zu bedenken, dass viele Regionalplanungsträger in
ihren Planentwürfen mehr Flächen für die Windenergienut-
zung vorsehen als später in der finalen Planfassung ver-
bleiben. Denn infolge der Stellungnahmen im Beteiligungs-
verfahren müssen regelmäßig einzelne Flächen verkleinert
oder gestrichen werden, weil andere Belange bzw. raumbe-
deutsame Planungen ihnen entgegenstehen. Daher enthalten
Planentwürfe im Regelfall ,Reserven‘ für Plananpassungen.
Dennoch kann vorläufig festgehalten werden, dass seitens
der Planungsregionen, die bisher einen Planentwurf vorge-
legt haben, nach derzeitigem Planungsstand tendenziell eine
Übererfüllung des ,Solls‘ zu erwarten ist.

Erwähnenswert ist, dass neben den 35 Planungsregio-
nen, die bereits neue Planentwürfe erarbeitet haben, weitere
neun Planungsregionen bereits öffentlich bekannt gemacht
haben, das Zwischenziel für 12/2027 erreicht zu haben, und
zwar auf der Basis von bereits rechtswirksamen Regional-
plänen. Im Schnitt liegen die mitgeteilten Flächenwerte hier
0,2% über den vorgegebenen Zwischenziel-Werten. Und
zwei dieser Planungsregionen – die Landkreise Aurich und
Friesland in Niedersachsen – haben zudem sogar schon das
finale Flächenziel (12/2032) erreicht.

5.3 Erleichterungen bei der Neuaufstellung
bzw. Änderung von Regionalplänen für
die Windenergienutzung

Der in Kapitel 5.2 dargelegte, vergleichsweise zügige Pla-
nungsfortschritt im Rahmen des Zielregimes in immerhin
gut einem Drittel der mit der Umsetzung des Windenergie-
flächenbedarfsgesetzes befassten Regionalplanungsräume
wirft die Frage auf, welche Faktoren die Planerstellung
derzeit begünstigen. Die Werkstattberichte weisen hier auf
relevante Rahmenbedingungen hin.

Erwähnenswert ist zunächst, dass mehrere Länder un-
terstützende Maßnahmen für Regionalplanungsträger be-
schlossen haben, um ihnen eine fristgerechte Erreichung
der Flächenziele zu erleichtern. Ein besonders weitrei-
chender Schritt der Prozessunterstützung ist in Bayern
und Baden-Württemberg zu beobachten: Hier wurden mit
dem jeweiligen Landeshaushalt 2023 von den Regierungen
je Planungsverband zwei neue Stellen geschaffen, deren
Besetzung bereits weitgehend abgeschlossen ist. In Nie-
dersachsen wurde das Landesplanungsgesetz geändert und
das Instrument des sachlichen „Teilprogramms“ eingeführt,
um eine isolierte – und damit zügigere – Erstellung neuer
Windplanungen zu ermöglichen (§ 5 Abs. 1 S. 3 NROG16).
Hervorzuheben ist darüber hinaus, dass mehrere Länder
mit eigens erstellten Arbeitshilfen die Arbeit der Regio-
nalplanungsstellen unterstützen (ML NDS 2024; MWIKE
NRW/MHKBD NRW 2024). Auch die Gremien der Mi-
nisterkonferenz für Raumordnung haben eine Arbeitshilfe
„Wind an Land“ erarbeitet, um die Umsetzung der Flä-
chenziele zu erleichtern (MKRO 2023). Das Land Baden-
Württemberg hat darüber hinaus eine eigene Task Force zur
Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren Energien
eingesetzt, die ihre Arbeit im Juni 2023 beendet hat und
aus der Sicht der Landesregierung erfolgreich war. In Nie-
dersachsen wurde ebenfalls eine „Taskforce Energiewende“
mit koordinierenden Funktionen eingerichtet.

Noch nicht klar abzusehen ist, inwieweit die Änderung
der artenschutzrechtlichen Anforderungen eine Beschleu-
nigung der Planungsprozesse für neue Windenergiegebie-
te bewirken wird. Allerdings sind unter anderem Standar-
disierungen bei der Berücksichtigung von Brutvogelarten
eingeführt worden, die deren Bewertung im Zulassungs-
verfahren vereinheitlichen und erleichtern sollen (§ 45b
BNatSchG). Die hier vorgezeichnete, stärker schematisierte
Berücksichtigung von Vogelvorkommen kann auch auf Re-
gionalplanungsebene wirksam werden. Die in 2024 über

16 Niedersächsisches Raumordnungsgesetz (NROG) in der Fassung
vom 6. Dezember 2017 (GVBl. S. 456), zuletzt geändert durch Artikel
3 des Gesetzes vom 17. April 2024 (GVBl. 2024 Nr. 31)
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die RED-III-Richtlinie17 hinzu gekommene Anforderung,
Artenschutzfragen bereits auf Planungsebene abschließend
zu bearbeiten, könnte diesem fachlichen Ansatz einer ver-
einfachten Artenschutzbetrachtung jedoch entgegenstehen.
Dies gilt umso mehr in den Planungsregionen, in denen
der Anspruch verfolgt wird, den Artenschutz trotz oder we-
gen der reduzierten artenschutzrechtlichen Anforderungen
im Zulassungsverfahren auf der Planungsebene „durch die
systematische, strategische und weniger am Einzelfall ori-
entierte Prüfung auf der Ebene der vorgelagerten Planung
im Ergebnis sogar zu stärken“.18

5.4 Herausforderungen bei der Umsetzung
der regionalen Teilflächenziele

Die Befragung ausgewählter Akteure aus Landesplanungs-
behörden ergibt, dass die Planungsstellen engagiert mit der
Vorbereitung neuer Regionalplanentwürfe gestartet sind. Es
traten jedoch in vielen Fällen schon bald in unterschiedli-
chem Umfang fachliche, administrative und politische He-
rausforderungen auf, welche die laufenden Planungsverfah-
ren erschweren (vgl. Angerer/Danielzyk/Hahn et al. 2024).

Zur Erfüllung ihrer Aufgabe ist die Regionalplanung in
hohem Maße auf die Zulieferung von fachlichen Grundla-
gen und Daten aus den Fachplanungen angewiesen. Hier
wird von mehreren Regionen deutlich darauf hingewiesen,
dass viele Planungsgrundlagen veraltet seien (Werkstattbe-
richt 1). Beklagt werden Widersprüchlichkeiten in fachli-
chen Stellungnahmen und ein daraus resultierender hoher
Klärungsbedarf. Auch fehlende Planungssicherheit durch
nachträgliche Korrekturen der Fachplanungen wird beklagt
(Werkstattbericht 2).

Große Unsicherheiten bestehen beim Artenschutz. In Tei-
len sorgen der Umgang mit den Schwerpunkträumen bzw.
Dichtezentren für windkraftsensible Vogelarten für Unsi-
cherheiten (Werkstattberichte 2 und 3). In Schleswig-Hol-
stein (Werkstattbericht 4) wird ein Problem mit der Dyna-
mik von Daten windkraftsensibler Großvögel gesehen. Zu-
dem wird in verschiedenen Regionen Besorgnis bezüglich
des erforderlichen Eingriffs in hochwertige Landschaftsbil-
der geäußert. Aus Thüringen (Werkstattbericht 5) wird be-
richtet, dass Teile der nationalen Naturlandschaften und der

17 Richtlinie (EU) 2023/2413 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 18. Oktober 2023 zur Änderung der Richtlinie
(EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 2018/1999 und der Richtlinie
98/70/EG im Hinblick auf die Förderung von Energie aus erneuer-
baren Quellen und zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/652 des
Rates.
18 https://landesplanung.nrw.de/faq-sammlung-
windenergieausbau (04.06.2025).

großen Wälder für die Windenergienutzung in Anspruch
genommen werden müssten.

Besonders kritisch wird in mehreren Rückmeldungen der
Raumordnungsbehörden die Zusammenarbeit mit der Bun-
deswehr angesprochen. Zu den ohnehin sehr umfangreichen
Restriktionen durch militärische Belange (z. B. die nicht
öffentlich zugänglichen Hubschrauber-Tiefflugstrecken)
kommt eine fehlende Verlässlichkeit der von den Bundes-
wehrstellen übermittelten Informationen zu militärischen
Belangen. Aus Bayern (Werkstattbericht 2) wird berichtet,
dass Abstimmungen mit der Bundeswehr extrem lange dau-
erten und selten widerspruchsfrei seien. In Sachsen-Anhalt
(Werkstattbericht 6) teilt die Bundeswehr Höhenbeschrän-
kungen erst im Vorhabengenehmigungsverfahren mit. Da
höhenbeschränkte Flächen nach Windenergieflächenbe-
darfsgesetz nicht in die Berechnung der Teilflächenziele
einbezogen werden können, wird die Belastbarkeit regio-
nalplanerischer Flächenfestlegungen hierdurch deutlich
beeinträchtigt.

Über die veralteten Datengrundlagen hinaus stehen viele
Fachbehörden auch in der Kritik bezüglich der langen Dau-
er bei den Beteiligungsverfahren, aus Bayern werden sie als
„Flaschenhälse“ (Werkstattbericht 2) bezeichnet. In diesem
Zusammenhang wird aber auch angesprochen, dass zwar
einige Länder, z. B. Bayern, durchaus bereitwillig zusätz-
liches Personal bei der Regionalplanung bewilligt hätten,
aber nicht gleichermaßen bei Fachbehörden, die der Regio-
nalplanung zuzuarbeiten hätten. Am Verhalten der Fachbe-
hörden wird auch kritisiert, dass beispielsweise die Ämter
für Naturschutz, Forst und Denkmalpflege trotz gesetzlichen
Vorrangs der Windenergie nicht kompromissbereit seien.

Mehrfach werden in den Rückmeldungen der schriftli-
chen Befragung zunehmende Akzeptanzprobleme für Wind-
energie beklagt (unter anderem Werkstattbericht 1). Das
Phänomen, dass es in vielen Planungsregionen zu unglei-
chen Belastungen von Kommunen kommt, weil Teile der
Planungsräume mit breiten Restriktionen belegt sind, wird
mehrfach betont. Eine Regionalplanungsstelle aus Mecklen-
burg-Vorpommern (Werkstattbericht 7) schildert massive
Proteste der Bevölkerung wegen der in einigen Gebieten ho-
hen Konzentration von Standorten. Grundlegende Schwie-
rigkeiten bei der Planumsetzung werden aus Thüringen ge-
meldet: Auch wenn derzeit noch die fachlichen Arbeiten
abzuschließen sind, wird erwartet, dass es nicht zu politi-
schen Mehrheiten für die Windenergieplanung in den Re-
gionalversammlungen kommen dürfte (Werkstattbericht 5).

Ergänzend kann die fortlaufende Weiterentwicklung
des Bundesrechtsrahmens als Herausforderung für die Ar-
beit der Regionalplanungsträger benannt werden: Neben
der in Kapitel 2 geschilderten, grundlegenden Umstellung
der Regelungen für die Planung von Windenergiegebieten
müssen die Regionalplanungsstellen auch berücksichtigen,
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dass sich die bundesrechtlichen Vorgaben zum Artenschutz
(BNatschG) und Repowering (BImSchG)19 geändert haben.
Aktuell wird der Planungsprozess durch die noch nicht klar
erkennbaren Auswirkungen der Beschleunigungsgebiete
(RED III-Richtlinie der EU) erschwert.

Insgesamt deutet sich angesichts der geschilderten He-
rausforderungen an, dass es einerseits zu Störungen im
scheinbar rationalen Verfahren durch andere Akteure wie
Fachplanungen oder die Bundeswehr kommt und dass an-
dererseits im Sinne des skalaren Agonismus (vgl. Kapitel 3)
konflikthafte Situationen auf regionaler Ebene zu erwarten
sind, die durch das Zielregime induziert wurden.

5.5 Auswirkungen des
Windenergieflächenbedarfsgesetzes
auf die Beteiligungsqualität in
Planungsprozessen

Der neue, stärker zielorientierte Planungsansatz für Wind-
energiegebiete hat nach derzeitigem Stand eher wenige Aus-
wirkungen auf die Qualität der Beteiligung im Prozess der
Regionalplanerstellung. Nach wie vor ist der Planungsträger
gehalten, frühzeitig über seine Planungsabsicht zu unterrich-
ten. Wie die Durchführung dieser Vorgabe unter anderem
in Sachsen und Sachsen-Anhalt zeigt, kommt dieser Unter-
richtung zum Teil bereits die Qualität eines eigenen, kleinen
Beteiligungsverfahrens zu, in dem zahlreiche Stellungnah-
men von öffentlichen Stellen eingehen. Weiterhin sehen das
Raumordnungsgesetz des Bundes und die Landesplanungs-
gesetze eine reguläre Beteiligung von Bürgerinnen und Bür-
gern vor.

Aus den bisher in 35 von 101 Regionalplanungsräumen
durchgeführten förmlichen Beteiligungsverfahren nach § 9
Abs. 2 ROG lässt sich ablesen, dass mithilfe der gesetzlich
geregelten Beteiligung weiterhin eine hohe Beteiligungs-
qualität erreicht wird. Dies legt zumindest die Zahl der
eingehenden Stellungnahmen nahe, die regelmäßig mindes-
tens eine Größenordnung von mehreren Hundert, teilwei-
se sogar mehrere Tausend Stellungnahmen umfasst. Neben
der förmlichen Beteiligung nach § 9 Abs. 2 ROG bieten
viele Planungsstellen flankierend zum förmlichen Beteili-
gungsverfahren auch unter dem Zeitdruck des neuen Wind-
energieflächenbedarfsgesetzes ergänzende Informationsver-
anstaltungen für Kommunen und Öffentlichkeit an, um die
Windenergieplanung vorzustellen.

Inwieweit der ebenfalls für die Beteiligungsqualität von

19 Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225,
Nr. 340) geändert worden ist.

Regionalplanungsprozessen charakteristische Verfahrens-
schritt der Erörterung von Stellungnahmen in der bisherigen
Qualität weitergeführt wird, lässt sich zum jetzigen Zeit-
punkt noch nicht absehen. Als aktuelles Beispiel für eine
intensive Erörterungspraxis kann etwa das laufende Neuauf-
stellungsverfahren für den Regionalplan im Teilraum Märki-
scher Kreis/Olpe/Siegen in Nordrhein-Westfalen angeführt
werden: Die zuständige Bezirksregierung Arnsberg führte
hier in 2024 binnen weniger Monate 41 Termine durch,
um die mehr als 4.000 Stellungnahmen zum ersten Planent-
wurf aus 2021 zu erörtern. Diese bilden die Basis für einen
zweiten Planentwurf, der den neuen Flächenanforderungen
für die Windenergienutzung Rechnung tragen soll. Umge-
kehrt zeichnet sich in anderen Planungsräumen ab, dass die
Erörterung von Stellungnahmen zugunsten schnellerer Pla-
nungsprozesse in ihrem Umfang reduziert werden könnte.
So hat etwa das Land Niedersachsen mit der 2024 in Kraft
getretenen Änderung des Landesraumordnungsgesetzes die
verpflichtende Durchführung von Erörterungsterminen in
Regionalplanverfahren abgeschafft (vgl. § 3 Abs. 2 NROG).
Zusammenfassend kann zum jetzigen Zeitpunkt festgehal-
ten werden, dass sich der „beschleunigte“ Planungsansatz,
den das Windenergieflächenbedarfsgesetz vorgibt, zumin-
dest bisher noch nicht auf die Beteiligungsqualität in den
Planungsprozessen durchzuschlagen scheint.

6 Diskussion

Ob und inwieweit es den Planungsträgern auf regionaler
Ebene gelingen wird, die bundesseitig vorgegebenen Flä-
chenziele zu erreichen, ist noch nicht abschließend abschätz-
bar.20 Denn der mit Inkrafttreten des Windenergieflächenbe-
darfsgesetzes gesetzte ,Startschuss‘ für dieses neue Beispiel
einer rational-deduktiven, an nicht raumordnerischen Bun-
deszielen orientierten Planung liegt erst gut zwei Jahre zu-
rück, und die gesetzlich fixierten Ziel-Zeitpunkte – Ende
2027 und Ende 2032 – sind noch nicht erreicht.

Aus planungspraktischer Sicht lässt sich erkennen, dass
die zeitlich und mengenmäßig fixierten und sanktionsbe-
wehrten Gesetzesvorgaben ihre Wirkung nicht verfehlen.
Dies ist daran ablesbar, dass alle Länder der neuen Bundes-
vorgabe gefolgt sind und fast durchgängig (über)pünktlich
den ersten Umsetzungsschritt geleistet haben. Vor allem
aber zeigt die bisher auf regionaler Ebene geleistete Pla-

20 Für den weiteren Fortschritt vgl. auch Fachagentur Wind und
Solar: https://fachagentur-windenergie.de/veroeffentlichungen/
interaktive-karten/flaechenbeitragswerte-in-den-
bundeslaendern (05.06.2025).
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nungsarbeit, dass die angestrebte Planungsbeschleunigung
erfolgt. Dieses Umsetzungstempo war nicht zwingend er-
wartbar und lässt annehmen, dass die stringente Zielvorgabe
des Bundes, die sich in meist ebenso stringente Zielvorga-
ben für die Regionalplanungsräume fortsetzte, eher beflü-
gelnde als demotivierende Wirkung hatte.

Zudem blieben die gesetzlichen Beteiligungsstandards
weitgehend erhalten und es ist erkennbar, dass viele Trä-
ger der Regionalplanung weiterhin in eine aktive Informa-
tion und Kommunikation zu ihren Planungsprozessen in-
vestieren. Für die These, dass eine zielgestützte und darum
,rationale‘ Planung zwingend in einem Zielkonflikt zu ei-
ner kommunikativen Planung stehen muss, bieten die ersten
Umsetzungserfahrungen des Windenergieflächenbedarfsge-
setzes jedenfalls wenig Unterstützung. Eher ist zu vermu-
ten, dass ,rationale‘ – hier: von einem im Zuge der Bewäl-
tigung der Klimakrise prognostizierten Energiebedarf aus-
gehende und an Mengenzielen orientierte und zudem nach
den Flächenpotenzialen der 16 Ländern differenzierende –
Planungsvorgaben die Kommunikation in den Planungspro-
zessen insoweit unterstützen, als erkennbar wird, dass die
vor Ort zu erzielenden Abwägungen und Kompromisse der
Erreichung eines übergeordneten Ziels dienen.

Dass alle 16 Länder vergleichsweise schnell und ,ge-
räuschlos‘ den weiteren Umsetzungspfad der Ziele des Bun-
des normiert haben, lässt darauf schließen, dass eine gut
begründete, rationale ,top-down‘-Planung weniger Anlass
für Konflikte bietet als eine ,offene Arena‘, in der jeder
Akteur – hier: jedes Bundesland bzw. jede Planungsregi-
on – selbst definieren kann und muss, wie viele ,Flächen-
Opfer‘ im Sinne übergeordneter Zielsetzungen (hier: der
Transformation der Energieerzeugung) erbracht werden sol-
len. So dürfte der Jahrzehnte währende Gegensatz zwischen
Bundesländern im Norden und Süden Deutschlands beim
Ausbau der Windkraft durch die bundesseitig begründeten
Flächenziele an Nährboden verloren haben. Das Windener-
gieflächenbedarfsgesetz könnte damit als Beispiel für die
Annahme gedeutet werden, dass rationale Planung besten-
falls Antagonismen reduzieren kann und damit auch das
Erfordernis einer – positiv verstandenen – agonistischen
Auseinandersetzung. Diese grobe Einordnung erscheint je-
doch differenzierungsbedürftig, wenn Details der Umset-
zung auf Länderebene näher betrachtet werden. So ist festzu-
stellen, dass mehrere Flächenländer einer – möglicherwei-
se kontroversen – Diskussion um die gerechte Verteilung
von (Flächen-)Lasten deshalb entgangen sind, als sie das
landesbezogene Flächenziel einheitlich auf alle Teilräume
übertragen haben. Andere Länder haben Konflikte zeitlich
verlagert, indem sie die Definition der final zu erreichen-
den Ausbauziele auf einen späteren Zeitpunkt verschoben
haben.

Auf regionaler Ebene dürfte sich ein anderes Bild erge-

ben: Gerade in den Planungsräumen, denen eine Verviel-
fachung ihres Flächenangebots für die Windenergie aufer-
legt wurde, wird es erforderlich, vergleichsweise konflikt-
hafte Standorte im Blick zu haben – etwa mit geringeren
Siedlungsabständen oder innerhalb von Waldgebieten. Hier
werden die nächsten Jahre bis zum Zielzeitpunkt 2032 zei-
gen, ob es der Regionalplanung gelingt, „antagonistische
Kämpfe zwischen Feinden in agonale Auseinandersetzun-
gen zwischen Gegnern zu verwandeln und einen ,konflikt-
haften Konsens‘ herzustellen“ (Hesse/Kühn 2023a: 417).
Sicherlich werden aber in vielen Planungsregionen auch
Situationen entstehen, in denen Konflikte nicht produktiv
ausgetragen werden können und es zu diskursiven Blocka-
den kommt (vgl. Müller/Buchecker 2024). Die entscheiden-
de Phase wird diesbezüglich auf der regionalen Ebene die
Beratung und Beschlussfassung in den jeweils nach Landes-
recht zuständigen, öffentlich tagenden politischen Gremien
sein, also z. B. in den Kreistagen in Niedersachsen oder
den Verbandsversammlungen der Regionalverbände in Ba-
den-Württemberg.

Diskutierenswert ist schließlich auch, inwieweit der
zielorientierte Steuerungsansatz des Windenergieflächen-
bedarfsgesetzes als Ausdruck einer rationalen Planung
verstanden werden kann – und damit auch dessen Grenzen
teilt. Grundsätzlich untermauern die ersten zwei Umset-
zungsjahre des Windenergieflächenbedarfsgesetzes seine
Einordnung als Anwendungsfall rationaler Planung: Eine
bundesweite, wissenschaftliche Studie mündet in konkrete,
quantitative Zielwerte und einen gesetzlich vorstrukturier-
ten Umsetzungsweg. Der neue Steuerungsansatz für die
Bereitstellung von Windenergieflächen zeigt jedoch auch
Grenzen rationaler Planung auf. An erster Stelle kann
hier angeführt werden, dass die Rationalität planerischer
Steuerung wesentlich abhängig ist von der Qualität der zur
Verfügung stehenden Datengrundlagen. Hier zeigt sich bei-
spielsweise, dass bundesweite Studien zu den Flächenzielen
einige relevante Tatbestände wie die Hubschraubertiefflug-
strecken der Bundeswehr nicht mit betrachten konnten,
sodass auf diese Weise die Flächenpotenziale von Flächen-
ländern überschätzt wurden, die in besonderer Weise von
diesem Belang berührt sind. Die regelmäßig auf überge-
ordneter Ebene – hier der Bundesebene – nur begrenzte
Verfügbarkeit geeigneter Daten zur (potenzialbasierten)
Ermittlung von Flächenzielen stellt eine strukturelle Be-
grenzung der Rationalität von ,top-down‘-Ansätzen dar.
Schließlich ergibt sich eine wichtige Rationalitätsgrenze
zielorientierter Steuerung auch aus der Komplexität der kau-
salen Zusammenhänge in der zu steuernden ,Wirklichkeit‘
und der hiermit systematisch verbundenen begrenzten zeitli-
chen Konstanz und inhaltlichen Konsistenz von politischen
Rahmensetzungen. Auch hierfür bietet die Umsetzung des
Windenergieflächenbedarfsgesetzes Anschauungsmaterial,
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dessen Ansatz erschwert bzw. konterkariert wird durch pa-
rallel umgesetzte oder geplante Gesetzesänderungen. So ist,
losgelöst von planerischer Steuerung, die fast vorbehaltlose
Neuerrichtung von Windenergieanlagen im Umfeld jeder
Bestandswindenergieanlage möglich (§ 16b BImSchG21).
Geplant ist zudem, alle genehmigungsfähigen Windener-
gieanlagen zuzulassen, die vor Erreichen der Flächenziele
beantragt wurden – unabhängig davon, ob diese in den
künftig hierfür vorgesehenen Flächen verortet sind oder
nicht (§ 249 Abs. 2 BauGB-Entwurf22). Mit der anstehen-
den Umsetzung der europäischen RED-III-Richtlinie stehen
zudem weitere, weitreichende Veränderungen der Rahmen-
setzungen für die Windenergieplanung an, insbesondere die
frühzeitige Berücksichtigung von Minderungsmaßnahmen
für Umweltauswirkungen.

7 Fazit: Transformationsziele und
skalarer Agonismus

Mit dem Windenergieflächenbedarfsgesetz hat eine an
Transformationszielen orientierte Bundespolitik den Län-
dern fachgesetzliche Flächenziele für den Ausbau der
Windenergie vorgegeben. Der beschleunigte Ausbau erneu-
erbarer Energien ist im Sinne einer Konsistenzstrategie für
eine an ,starker Nachhaltigkeit‘, also an der Sicherung des
vorhandenen, planetaren Naturkapitals orientierte Energie-
wende bedeutsam. Auch wenn der zielorientierte Ansatz
des Gesetzes nicht systematisch mit möglichen, im Nach-
haltigkeitsdiskurs ebenfalls relevanten Effizienz- und Suf-
fizienzstrategien verknüpft ist: Die Gesetzesinnovation des
Windenergieflächenbedarfsgesetzes und seine Umsetzungs-
schritte in Ländern und Regionen leisten einen wichtigen
Beitrag zu einer ,rationalen‘ Nachhaltigkeitstransformation
und einer entsprechenden Transformationsplanung. Hervor-
zuheben ist dabei, dass alle Flächenländer, die über die
Ebene der Regionalplanung verfügen, diese auch als Um-
setzungsebene für die neuen Flächenziele gewählt haben,
was mit einer Stärkung der Regionalplanung einhergeht,
diese aber zugleich in zeitlicher wie ressourcenbezogener
Hinsicht herausfordert.

Für die zukünftige Ausgestaltung des Planungssystems
stellt sich aufbauend auf den ersten Erfahrungen mit dem

21 Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2025 (BGBl. 2025 I
Nr. 58) geändert worden ist.
22 Deutscher Bundestag (2024): Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung. Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der integrierten Stadt-
entwicklung vom 30. September 2024. Berlin. = BT-Drucksache
20/13091.

Windenergieflächenbedarfsgesetz die Frage, ob auch in Be-
zug auf andere raumbezogene Aspekte der Nachhaltigkeits-
transformation klare fachgesetzliche Bundesziele anzustre-
ben wären, welche hinsichtlich ihrer flächenbezogenen An-
forderungen über die Regionalplanung in Plänen forma-
lisiert und konkretisiert werden. Mögliche Anwendungs-
fälle wären etwa der systematische Ausbau des Schutzes
von Natur und Landschaft über entsprechende Vorrangge-
biete in Unterstützung der Beschlüsse von Montreal, die
Ziele der EU-Wiederherstellungsverordnung, die Realisie-
rung des Netto-Null-Ziels zur Reduzierung der Flächenin-
anspruchnahme für Siedlungs- und Verkehrszwecke, die Si-
cherung von Flächen für natürlichen Klimaschutz (Wälder,
Moore und andere Treibhausgassenken) oder die Sicherung
von Trassen und Standorten für weitere raumbedeutsame In-
frastrukturen für die Energiewende. Dabei kann es zu Ziel-
konflikten und dementsprechend auch zu Abwägungserfor-
dernissen kommen; für letztere wäre die Raumordnung mit
ihrer überfachlichen Ausrichtung prädestiniert.23

Der Steuerungsansatz kann zu Situationen eines skalaren
Agonismus führen, da es zu Konflikten in den Planungsre-
gionen angesichts der durch den Bundesgesetzgeber formu-
lierten Flächenziele kommen kann. Dies würde erst recht
dann gelten, wenn weitere verbindliche sektorale Transfor-
mationsziele im Sinne einer starken Nachhaltigkeit Geset-
zesrang erhielten und es in den soziopolitischen Arenen
der Regionalplanung zu agonistischen Momenten in Bezug
auf widerstreitende konfligierende Interessen kommt. Da
die Raumordnung mit der planerischen Abwägung über ein
etabliertes Instrument verfügt, Interessen unter- und gegen-
einander abzuwägen, bestehen hier Potenziale der Raum-
ordnung auf dem Weg zur Transformationsplanung, selbst
wenn es zu verschärften und diversifizierten Zielen einer
starken Nachhaltigkeit kommen sollte.

Würde der Ansatz klarer räumlicher Mengenvorgaben
durch den Bund auf weitere Themenfelder der Transforma-
tion übertragen, kann dies potenziell zu Planungsbeschleu-
nigungen für eine Nachhaltigkeitstransformation führen. Im
Sinne eines gestaltenden Staates (WBGU 2011: 213) kann
die Regionalplanung – wie auch andere gesamträumliche
Planungen – in diesem Sinne Beiträge für eine „transforma-
tion by design“ leisten, die eine drohende „transformation
by disaster“ (Schneidewind/Singer-Brodowski 2014: 195)
verhindern hilft. In Zeiten rascher und weitreichender Trans-

23 Für den Fall künftig mehrerer und potenziell konkurrierender,
verbindlich zu erfüllender fachgesetzlicher Ziele wird es zu sachge-
rechten Verfahrenslösungen kommen müssen. Solche Zielkonflikte
könnten beispielsweise im Hinblick auf die jeweilige wissenschaft-
liche Stringenz, auf Aspekte der Vorsorge im Sinne einer intergene-
rationellen Gerechtigkeit oder auf andere übergreifende Maßstäbe
(z. B. Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse) gelöst werden.
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formation steigt scheinbar das Erfordernis ,rationaler Pla-
nung‘. Es ist daher zu erwarten, dass räumliche Mengen-
ziele und zeitbezogene Vorgaben in den nächsten Jahren
auch in anderen Bereichen der Nachhaltigkeitstransformati-
on Eingang in Bundes- und Landesgesetze finden werden.
Die Regionalplanungsebene ist – so der Eindruck nach zwei
Jahren Umsetzungszeit des Windenergieflächenbedarfsge-
setzes – grundsätzlich geeignet, entsprechende fachgesetz-
lich gesetzte Ziele in verbindliche Raumordnungspläne um-
zusetzen.

Konkretisierte flächenbezogene Transformationsziele im
Kontext der Bekämpfung der Klimakrise und des Einhal-
tens planetarer Grenzen dürften künftig bei fortschreiten-
dem Klimawandel und zur Einhaltung des Minderungspfads
in Bezug auf die Treibhausgasemissionen an Bedeutung ge-
winnen – sowie übrigens auch im Bereich der Klimaanpas-
sung. Die mit solchen Zielen verbundene rationale Planung
sollte dennoch einerseits weiterhin im Sinne der hergebrach-
ten und zu verbessernden Verfahren der Partizipation und
Kooperation kommunikativ flankiert werden. Zugleich wird
sie andererseits streitbar sein müssen und Konflikte im Sin-
ne eines agonistischen Planungsverständnisses einkalkulie-
ren und führen müssen.

Es bleibt zu beobachten, ob die künftigen Entwicklungen
Widersprüche zum Gegenstromprinzip, zur hervorgehobe-
nen Bedeutung der Partizipation und zur zentralen Funkti-
on der Abwägung im deutschen Planungssystem erzeugen.
Die Ergebnisse unserer Forschung bestätigen dies bislang
nicht. Grundsätzlich besteht bei Betonung sektoraler gegen-
über integrierenden Aspekten die Gefahr, dass die Steue-
rungs- und Ausgleichsmöglichkeiten der Raumordnung ein-
geschränkt werden. Für künftige Forschung ergibt sich da-
mit die Notwendigkeit der weiteren empirischen Begleitung
des laufenden Prozesses der Umsetzung des Windenergieflä-
chenbedarfsgesetzes auch über Legislaturperioden hinweg,
denn erst in mittel- und langfristiger Perspektive kann einge-
schätzt werden, ob die bislang beobachteten Geschwindig-
keiten, Planungsschritte und Partizipationsstandards weiter-
hin erreicht werden können und ob es sich dabei insgesamt
um einen Meilenstein auf dem Weg zu einer Transforma-
tionsplanung und damit um den Beginn eines Wandels im
Planungssystems handelt oder nur um eine fachliche Aus-
nahmeerscheinung im Themenfeld der Windenergie.
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